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DATEN UND PROGNOSEN

Russlands reduzierter Export von fossilen Energieträ-
gern in die EU und Chinas drastische Lockdowns in 
vielen Großstädten haben die Risiken von Abhängig-
keiten von außereuropäischen Importen deutlich ge-
macht. Die Zuverlässigkeit der beiden Handelspartner 
wird jedoch nicht erst seit dem russischen Überfall 
auf die Ukraine und der strikten Durchsetzung der 
Zero-Covid-Strategie in China angezweifelt. Bereits 
seit längerem wird diskutiert, ob der Handel mit Au-
tokratien auch aufgrund von Menschenrechtsverlet-
zungen entlang der Lieferketten eingeschränkt werden 
soll. Das 39. Ökonomenpanel von ifo und FAZ widmet 
sich den globalen Lieferketten und dem Handel mit 
Autokratien. Die Umfrage wurde vom 24. Mai 2022 bis 
zum 31. Mai 2022 durchgeführt. An der Umfrage nah-
men 158 Ökonominnen und Ökonomen teil.

UNEINIGKEIT BEI DER BEWERTUNG 
DER ABHÄNGIGKEIT DEUTSCHLANDS 
VON DER WELTWIRTSCHAFT

Die Bedeutung ausländischer Absatzmärkte ist für 
die deutsche Wirtschaft seit dem Fall des Eisernen 
Vorhangs fast durchgängig gestiegen. So hat sich im 
Vergleich zum Jahr 1995 der Anteil des deutschen 
Bruttoinlandsprodukts, der von der Nachfrage im Aus-
land abhängig war, fast verdoppelt: Fast ein Drittel 
der gesamten deutschen Wertschöpfung wurde 2018 
ins Ausland exportiert (vgl. Abb. 1). Die zwei größten 
Exportnationen der Welt, die Volksrepublik China und 
die Vereinigten Staaten von Amerika, weisen im Ver-
gleich dazu deutlich niedrigere und seit der globalen 
Finanzkrise 2007/2008 sogar rückläufige Werte auf. 
Auch auf der Importseite ergibt sich ein ähnliches 
Bild (Flach et al. 2021): Der Anteil an ausländischen 
Vorleistungen an der Endproduktion in Deutschland 
lag im Jahr 2019 bei knapp 20%, und somit ebenfalls 
deutlich höher als in den USA (ca. 6%) oder China (ca. 
9%). In der Gesamtschau ist Deutschland also durch 
globale Wertschöpfungsketten überaus stark in die 
Weltwirtschaft eingebunden. Doch in Zeiten massi-
ver Lieferkettenstörungen und wachsender geopoli-
tischer Spannungen stellt sich die Frage, ob die deut-
sche Wirtschaft in einem zu hohen Maße auf offene 
Weltmärkte angewiesen ist.

Ein Drittel der am 39. Ökonomenpanel teilneh-
menden Ökonominnen und Ökonomen ist in der Tat 
der Meinung, dass Deutschland zu abhängig von der 

Weltwirtschaft sei. Deutschland habe eine übermä-
ßige Exportorientierung und ein zu geringes Maß an 
internationaler Diversifizierung in den Lieferketten. 
Zudem seien geopolitische Risiken bei der Handels-
politik bisher zu wenig berücksichtigt worden. Knapp 
60% der teilnehmenden Ökonominnen und Ökonomen 
beurteilen hingegen Deutschlands Abhängigkeit von 
der Weltwirtschaft als nicht zu groß und begründen 
dies mit den positiven Wohlstandseffekten durch den 
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für Einschränkung des Handels 
mit Autokratien

Das 39. Ökonomenpanel von ifo und FAZ, an dem 158 Profes-
sorinnen und Professoren teilnahmen, widmet sich den glo-
balen Lieferketten und dem Handel mit Autokratien. Eine 
Mehrheit der teilnehmenden Ökonominnen und Ökonomen 
ist der Meinung, dass die deutsche Außenwirtschaftspoli-
tik die Handelsbeziehungen mit Autokratien einschränken 
sollte. Ein Drittel sieht Deutschland als zu abhängig von der 
Weltwirtschaft. Um die Resilienz der deutschen Lieferket-
ten zu stärken, befürworten 88% eine stärkere internationale 
Diversifizierung der Beschaffung. Auch Nearshoring wird 
von den Ökonominnen und Ökonomen mehrheitlich befür-
wortet. Staatliche Eingriffe werden in Bezug auf Lieferket-
ten hingegen eher skeptisch gesehen: Viele Ökonominnen 
und Ökonomen meinen, es sei Aufgabe der Unternehmen, 
über ihre Bezugsquellen und Abnehmer zu entscheiden.
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internationalen Handel. Außerdem mache globale Ver-
netzung unabhängiger, und die deutschen Lieferket-
ten seien bereits stark diversifiziert. Deutschland sei 
lediglich von einzelnen Ländern zu stark abhängig, 
nicht jedoch von der Weltwirtschaft als solche. Mit 
»Weiß nicht« antworten 9% (vgl. Abb. 2).

INTERNATIONALE DIVERSIFIZIERUNG 
DER BESCHAFFUNG WIRD BEFÜRWORTET

Führt die Globalisierung generell zu störanfälligeren 
Lieferketten und erhöhter wirtschaftlicher Instabi-
lität? Könnten Reshoring und Nearshoring, also die 
Rückverlagerung von Produktionsstätten ins Inland 
sowie benachbarte Länder, die wirtschaftliche Resi-
lienz erhöhen? Diesen Fragen sind seit Ausbruch der 
Corona-Pandemie eine Reihe ökonomischer Studien 
nachgegangen (vgl. Baur und Flach 2022a). Prinzipiell 
bietet der internationale Handel Unternehmen und 
Volkswirtschaften durch die Diversifizierung von Han-
delsbeziehungen eine Versicherung gegenüber länder-
spezifischen Schocks, wie u.a. Caselli et al. (2020) zei-
gen. Auf der anderen Seite kommen Studien des ifo In-
stituts (Flach und Steininger 2020), der OECD (Arriola 
et al. 2020) und der Bank of England (D’Aguanno et al. 
2021) zu dem Schluss, dass unter verschiedenen hypo- 
thetischen Schockszenarien Re- und Nearshoring die 

wirtschaftliche Stabilität von Volkswirtschaften nicht 
erhöhen, sondern tendenziell sogar verringern. Laut 
einer Simulationsstudie wäre auch die Corona-be-
dingte globale Rezession im Jahr 2020 mit nationali-
sierten Lieferketten noch stärker ausgefallen (Bonadio 
et al. 2021). Negative Auswirkungen von Lockdowns 
aus dem Ausland hätten in einem solchen Szenario 
zwar deutlich verringert werden können; gleichzeitig 
hätten aber Lockdowns im Inland deutlich gravieren-
dere Folgen für die heimische Wirtschaft nach sich ge-
zogen. Um die Resilienz ihrer Lieferketten zu steigern, 
scheint auch die deutsche Wirtschaft in erster Linie 
auf eine stärkere Diversifizierung in der Beschaffung 
zu setzen. So ergab eine repräsentative Umfrage des 
ifo Instituts, dass knapp 30% aller Unternehmen in 
Deutschland planen, die Anzahl der Zulieferbetriebe 
zu erhöhen (Flach et al. 2021). Auch eine verbesserte 
Überwachung der Lieferketten (25,9%) sowie eine 
verstärkte Lagerhaltung (23,4%) werden von vielen 
Unternehmen angestrebt. Lediglich jedes zehnte Un-
ternehmen plant dagegen, die eigene Beschaffung im 
Inland bzw. im europäischen Ausland auszubauen.

Die internationale Diversifizierung ist auch unter 
den teilnehmenden Ökonominnen und Ökonomen die 
beliebteste Maßnahme, um die Resilienz von Lieferket-
ten zu stärken (88%). Auf den Plätzen 2 und 3 folgen 
die verstärkte Beschaffung aus anderen EU-Ländern 
(Nearshoring) mit 64% und die erhöhte Lagerhaltung, 
für die sich knapp die Hälfte der teilnehmenden Öko-
nominnen und Ökonomen aussprechen. Gut ein Drittel 
spricht sich für die bessere Überwachung von Liefer-
ketten aus, und jeweils ein gutes Viertel befürwortet 
die verstärkte heimische Beschaffung (Reshoring) und 
die Wiedereingliederung von ausgelagerten Prozessen 
ins Unternehmen (Insourcing). Als weitere Maßnahme 
wird das »Second Sourcing« genannt, um die Resilienz 
von Lieferketten zu stärken. Zwei Ökonomen befür-
worten keine Maßnahmen; niemand antwortet mit 
»Weiß nicht«. Mehrfachnennungen waren bei dieser 
Frage möglich (vgl. Abb. 3).

BUNDESREGIERUNG SOLLTE SICH BEI DER 
STÄRKUNG DER RESILIENZ DEUTSCHER 
LIEFERKETTEN ZURÜCKHALTEN 

Welche Rolle kommt der Außenwirtschaftspolitik zu, 
um die Resilienz von Lieferketten zu stärken? Im Zuge 
der Corona-Pandemie wurden vielerorts die Rufe nach 
einer aktiveren staatlichen Rolle bei der zukünftigen 
Ausrichtung von Lieferketten laut. Auch direkte staat-
liche Eingriffe in branchen- und produktspezifische 
Lieferketten wurden vielfach gefordert. Aus volks-
wirtschaftlicher Sicht sollten solche Interventionen 
grundsätzlich mit der Identifizierung eines konkreten 
Marktversagens bei der Gestaltung von Lieferketten 
einhergehen (Baldwin und Freeman 2022; D’Aguanno 
et al. 2021). Dies könnte beispielsweise für Güter der 
Fall sein, die essenziell für die nationale Sicherheit 
oder Gesundheitsversorgung sind: Hier unterscheidet 
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Deutschland und die Weltwirtschaft
Ist Deutschland zu abhängig von der Weltwirtschaft?
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Resilienz von Lieferketten
Welche der folgenden Maßnahmen halten Sie für geeignet, um die Resilienz von Lieferketten zu 
stärken? [Mehrfachnennungen möglich]

Abb. 3
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sich möglicherweise die unternehmerische Bewer-
tung von Risiken von der gesamtgesellschaftlichen 
Bewertung und macht damit gegebenenfalls einen 
direkten Staatseingriff erforderlich. Gleichzeitig be-
steht bei solchen Eingriffen allerdings auch die Gefahr, 
dass protektionistische Partikularinteressen einzelner 
Unternehmen und Branchen befördert werden, was 
wiederum mit hohen volkswirtschaftlichen Kosten 
verbunden wäre. 

Im 39. Ökonomenpanel fordern viele teilneh-
mende Ökonominnen und Ökonomen, dass sich die 
Bundesregierung bei wirtschaftspolitischen Maßnah-
men zur Stärkung der Resilienz deutscher Lieferketten 
grundsätzlich zurückhalten solle. Es sei Aufgabe der 
Unternehmen, über ihre Bezugsquellen und Abneh-
mer zu entscheiden. Wenn ein Eingreifen der Bun-
desregierung gefordert wird, bezieht sich dies insbe-
sondere auf den Energiemarkt. Viele Ökonominnen 
und Ökonomen sehen es als Aufgabe des Staates, 
die Versorgungssicherheit mit Energieträgern, aber 
auch mit Produkten im Bereich öffentliche Gesundheit 
zu gewährleisten. Einige Teilnehmende befürworten 
die konsequente CO2-Bepreisung bei Herstellung und 
Transport von Waren und Dienstleistung. Außerdem 
wird gefordert, dass die EU weitere Handelsabkom-
men abschließen und nicht-tarifäre Barrieren senken 
solle, damit Unternehmen Anreize für eine verstärkte 
Diversifizierung ihrer Bezugsquellen und Abnehmer 
haben. Es gibt auch Stimmen, die sich für einen stär-
keren Einsatz der Bundesregierung für mehr Vorrats-
haltung auf europäischer Ebene einsetzen, um die 
Resilienz deutscher Lieferketten zu stärken. In Abbil-
dung 4 werden die Freitextantworten grafisch darge-
stellt. Wörter, die in der Abbildung größer erscheinen, 
wurden häufiger genannt.

LIEFERKETTENSORGFALTSPFLICHTENGESETZ 
WIRD AUSLANDSGESCHÄFT FÜR BETROFFENE 
DEUTSCHE UNTERNEHMEN ERSCHWEREN

Die Organisation internationaler Lieferketten könnte 
in Zukunft auch durch die Einführung von Lieferket-
tengesetzen beeinflusst werden, in deren Rahmen 
Unternehmen menschenrechtliche Sorgfaltspflichten 
gegenüber ihren Handelspartnern im Ausland auf-
erlegt werden. Am 1. Januar 2023 tritt mit dem Lie-
ferkettensorgfaltspflichtengesetz ein solches Gesetz 
auch in Deutschland in Kraft. Unternehmen mit mehr 
als 3 000 Beschäftigten (1 000 Beschäftigte ab 2024)  
werden verpflichtet, ihre Lieferketten auf potenzielle 
Menschenrechts- und Umweltrechtsverletzungen zu 
analysieren und ein Meldesystem für Menschenrechts- 
und Umweltrechtsverletzungen in Lieferketten einzu-
richten. Knapp vier Fünftel der teilnehmenden Öko-
nominnen und Ökonomen gehen davon aus, dass das 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz das Auslands-
geschäft für betroffene deutsche Unternehmen er-
schweren wird. Sie begründen das mit dem erhöhten 
bürokratischen Aufwand für Unternehmen und der 

Schwierigkeit für Unternehmen, die im Gesetz gefor-
derten Informationen zu beschaffen. Somit stiegen 
die Transaktionskosten durch das Gesetz an. Zudem 
bestehe das Risiko, dass Unternehmen als Folge des 
Gesetzes von einer geringeren Anzahl an Lieferan-
ten ihre Vorprodukte beziehen müssten. Lediglich 
15% sind der Meinung, dass das Auslandsgeschäft 
für betroffene Unternehmen durch das Gesetz nicht 
erschwert werde. Die Reputationsgewinne für Unter-
nehmen seien höher als die zusätzlichen Kosten, und 
es sei noch unklar, wie stark das Gesetz durchgesetzt 
werde. Mit »Weiß nicht« antworten 7% (vgl. Abb. 5). 

In einem kürzlich veröffentlichten Gutachten 
weist der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesmi-
nisteriums für Wirtschaft und Klimaschutz (2022) 
ebenfalls darauf hin, dass Unternehmen die Anzahl 
ihrer Geschäftsbeziehungen im Ausland reduzieren 
könnten, wenn die Einhaltung der mit dem Lieferket-
tengesetz verbundenen Sorgfaltspflichten mit hohen 
Monitoringkosten verbunden ist. Dies könne eine ver-
ringerte Diversifizierung von Lieferketten sowie den 
Rückzug deutscher Unternehmen aus Ländern mit un-
zureichendem Menschenrechtsschutz zur Folge haben. 
Um den Prüfaufwand für Unternehmen zu reduzieren, 
ohne dabei aber den Schutz von Menschenrechten 
entlang der Lieferkette zu verringern, schlägt der 
Beirat daher die Einführung einer Liste von »sicheren 

Quelle: Ökonomenpanel Mai 2022. © ifo Institut 

Wirtschaftspolitik und Resilienz deutscher Lieferketten
Welche wirtschaftspolitischen Schritte sollte die Bundesregierung unternehmen, um die Resilienz
deutscher Lieferketten zu stärken? [Freitextantworten]

Unternehmen
Lieferketten

Bundesregierung

Freihandelsabkommen

Diversifizierung

keine

Bürokratieabbau
diversifizieren

internationale
politisch

Sanktionen

Abhängigkeit

Handelsbeschränkungen

Güter

Handel

Anreize

wirtschaftspolitische

Handelsabkommen

Förderung

kritischen
Resilienz

Handelspartner

CO₂-Bepreisung

Interesse

Länder

stärken

Investitionen

problematisch

Regulierungen

Unterstützung

Energie

Infrastruktur

Entscheidungskompetenz
Lieferkettensorgfaltsgesetz

Autokratien
Beschaffung

Entwicklung
Produktion

reduzieren

verpflichtet

vermeiden

Wettbewerbsfähigkeit

Gas

Forschungsförderung

Halbleiterproduktion

Wertschöpfungsketten heimische

nicht-Partnerschaften

Risikoeinschätzungen

Abnahmekontingente
Geschäftsbeziehungen

Rahmenbedingungen

sicherheitsrelevanter

stabilitätsorientierten

Mindestlagerhaltung

Produktionsprozesse

aufbauen

Produkte

Regierung
Reserven

Rohstoffe

Entwicklungsstätten

Flugzeugtreibstoff
Gesundheitsschutz

lose-lose-Situation

Produktionswandel

Regierungspolitik
Reservekapazitäten

Sicherheitspolitik

Zulieferportfolio

Covid-Maßnahmen

Finanzbeziehungen

Lieferbeziehungen

Monopolanbietern
Outs/Subventionen

Produktionsknoten Zwischenprodukte

deutsch

Energielieferungen

Produktionsorte

Restrukturierung

Abhängigkeiten

Erpressungsgefahr

gesundheitlicher

Konsumwandel

Kostenersparnisse

Risikobewertung

Transportkosten

anpassungsflexibler

Energieressource

Energieversorgung

breiter

eigene

Fokus

fördern
Gefahr

sichern

Staaten

Erpressbarkeit
Hermeskredite

Industriepolitik

Partnerschaften

Standortpolitik

zusammenzuspannen

Drittländern

Externalitäten

Finanzpolitiken
heraushalten

kurzsichtigernäherliegende

Überwachen

Voraussetzungen

Vorratshaltung

Überwachung

abschließen

Ausschließen

beobachten

Binnenmarkt

CO₂-neutrale

differenzieren

einheimischen

inländische

Lagerhaltung

Maßnahmen

nicht-Tarifäre

Notfallplanung

Produktionen

Redundanzen

verlässlichen

verpflichtend

Verpflichtung

stabil

Augenmerk

Ausnahmen

Aussprechen

Bewusstsein

Eigeninteresse

ermöglichen

Gaslieferungen

geopolitisch
Innovationen

moralischen

Organisatoren

substituieren

vorschreiben

Zugegriffen

Zulieferungen

einbremsen

Gasspeicher

geschlossen

Gesundheit

Grundlagen

Kompetenzen

Lieferstaaten

systemischen

Procurement

Versorgung

verwirklicht

vorantreiben

vorzuhalten

zuverlässig

befrieden

besteht

beurteilen

Eingriffe

finanzielle

Handeln

Industrie

kurzfristig

publizieren

Richtlinie

strategisch

verhindert

Ökolabel

Abstand

auslaufen

Barriere

befördern

betreiben
Einseitige

Einstieg

EU-ebene

faktisch

flexible

Forschung

Indikator Kontakte

kritischer

Märkte

Pipeline

Prioritäten

Reshoring

Schaffung

schnell

Transporte

Verträge

China-Litauen

direkte

Entzug

exklusiver

Firmen

günstiger Klimas

Lieferant

notfalls

Reform

Regionen

rentabel

russische

staatlicher

transparente

Abbau

abbauen

Anreiz

Auflagen

Aussagen

dienen

Gasprom

gefüllt

Lasten

ratifiziert

resiliente

vertikal

Vertrauen

Wettbewerb

interne

massive

Papier

Public

stützenÖl

gewonnen

regeln

Bezug

Chips

Geld

Hand

Ländern

Rolle

Saldo

Schiff

Status

Steuer

faire

nötig

Staat

Ort
neue

Abb. 4

78%

15%

7%

Ja

Nein

Weiß nicht

Quelle: Ökonomenpanel Mai 2022. © ifo Institut 

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz
Wird Ihrer Meinung nach das deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz das 
Auslandsgeschäft für betroffene deutsche Unternehmen erschweren?

Abb. 5
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Lieferländern« vor. Die Liste solle Staaten mit einem 
durchsetzungsstarken Rechtsstaat umfassen, durch 
den die Menschen- und Arbeitnehmerrechte vor Ort 
bereits effektiv geschützt seien. In solchen »siche-
ren Lieferländern« könne dann für Unternehmen die 
Verpflichtung für ein präventives Risikomanagement 
entfallen. Darüber hinaus plädiert der Wissenschaft-
liche Beirat auch für Positiv- und Negativlisten für 
Unternehmen, die in Ländern mit einem weniger ef-
fektiven Rechtsstaat ansässig sind. Positivlisten wür-
den zertifizierte Unternehmen umfassen, für die eine 
Einzelprüfung durch jeden einzelnen Handelspartner 
nicht mehr notwendig sei. Negativlisten würden dage-
gen Unternehmen nennen, in denen es nachweislich 
zu systematischen Menschenrechtsverletzungen ge-
kommen ist und die daher von Handelsbeziehungen 
auszuschließen seien. Auf diese Weise könnten Positiv- 
und Negativlisten das Risikomanagement ebenfalls 
vereinfachen und die Rechtsunsicherheit für Unter-
nehmen reduzieren.

MEHRHEIT FÜR EINSCHRÄNKUNG 
DER HANDELSBEZIEHUNGEN MIT AUTOKRATIEN

In der Debatte um die Gestaltung von resilienteren 
Lieferketten ist auch der Handel mit Autokratien ver-
stärkt in den Fokus geraten. So sprach sich US-Fi-

nanzministerin Janet Yellen jüngst für ein verstärktes  
»friendshoring« aus, also der Intensivierung des Han-
dels mit Verbündeten sowie mit Ländern mit ähnlichen 
Wertevorstellungen. Auch NATO-Generalsekretär Jens 
Stoltenberg warnte auf dem diesjährigen Weltwirt-
schaftsforum in Davos davor, dass die Wirtschaftsbe-
ziehungen mit autokratisch regierten Staaten zu ein-
seitigen Abhängigkeiten führten, die den langfristigen 
Sicherheitsinteressen von NATO-Staaten schadeten. 
Am Beispiel Chinas zeigt sich, dass auch deutsche 
Unternehmen ihre Handelsbeziehungen mit Autokra-
tien bereits auf den Prüfstand stellen. Im Rahmen 
einer repräsentativen Umfrage des ifo Instituts kurz 
vor dem Angriff Russlands auf die Ukraine gab fast 
jedes zweite Unternehmen des Verarbeitenden Ge-
werbes in Deutschland an, seine Importe aus China in 
Zukunft reduzieren zu wollen (Baur und Flach 2022b). 
Als Grund dafür gaben knapp 80% den Wunsch an, 
Abhängigkeiten gegenüber China reduzieren und Lie-
ferketten stärker diversifizieren zu wollen. Für rund 
40% der teilnehmenden Unternehmen spielte zudem 
die gestiegene politische Unsicherheit eine entschei-
dende Rolle.

Mehr als die Hälfte der teilnehmenden Ökonomin-
nen und Ökonomen ist der Meinung, dass die deut-
sche Außenwirtschaftspolitik die Handelsbeziehungen 
mit Autokratien einschränken sollte. Der Handel mit 
Autokratien berge große geopolitische Risiken und 
es habe sich gezeigt, dass Autokratien oftmals keine 
verlässlichen Handelspartner seien. Außerdem habe 
Deutschland eine Verantwortung, auch über seine 
Landesgrenzen hinweg, die Menschenrechte zu wah-
ren. Manche Teilnehmende unterscheiden zwischen 
Handel und Abhängigkeit: Handel mit Autokratien 
sollte weiterhin möglich sein, Deutschland dürfe sich 
aber nicht in eine Abhängigkeit von Autokratien bege-
ben. Ein gutes Drittel will hingegen, dass die deutsche 
Außenwirtschaftspolitik die Handelsbeziehungen mit 
Autokratien nicht einschränkt. Deutschland solle sich 
nicht oder nur in Ausnahmefällen in die internen An-
gelegenheiten anderer Länder einmischen. Außerdem 
schade man mit einer Einschränkung der Handelsbe-
ziehungen nicht nur den Autokraten, sondern in erster 
Linie den Menschen in den Autokratien. Autokratien 
könnten ohne Handel zudem noch abgeschotteter 
und gefährlicher werden. Mit »Weiß nicht« antworten 
7% (vgl. Abb. 6).

ZÖLLE AUF RUSSISCHE ENERGIEIMPORTE 
BEFÜRWORTET

Im Zuge des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine 
wurden in der Öffentlichkeit die Auswirkungen eines 
Embargos von russischem Öl und Gas für die deut-
sche und europäische Wirtschaft kontrovers disku-
tiert. Als Alternative zu einem vollständigen Embargo 
schlugen dagegen mehrere Ökonominnen und Ökono-
men die Einführungen eines Importzolls auf europä-
ischer Ebene vor (siehe beispielsweise Fadinger und  
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Handel mit Autokratien
Sollte die deutsche Außenwirtschaftspolitik die Handelsbeziehungen mit Autokratien einschränken?
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Zölle auf russische Energieimporte
Wären hohe EU-Zölle auf russische Energieimporte Ihrer Meinung nach eine effektive Maßnahme, 
um Zahlungen an Russland zu reduzieren und gleichzeitig die Auswirkungen auf die 
Energieversorgung in Europa möglichst gering zu halten?

Abb. 7
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Schymik 2022; Chaney et al. 2022; Gros 2022; Haus-
mann 2022). Mehr als zwei Drittel der am 39. Ökono-
menpanel teilnehmenden Ökonominnen und Ökono-
men sind der Meinung, dass solche EU-Zölle auf russi-
sche Energieimporte eine effektive Maßnahme seien, 
um Zahlungen an Russland zu reduzieren und gleich-
zeitig die Auswirkungen auf die Energieversorgung in 
Europa möglichst gering zu halten (vgl. Abb. 7). Zölle 
seien besser als Embargos und effektiver als Men-
genbeschränkungen. Russland werde durch die Zölle 
gezwungen, den Exportpreis seiner fossilen Energie-
träger zu senken. Gleichzeitig würden die höheren 
Energiepreise für Verbraucherinnen und Verbraucher 
in Europa für eine optimale Anpassung der knappen 
Ressourcen über den freien Markt sorgen. Ein knappes 
Viertel der Teilnehmenden steht einem EU-Zoll auf 
russische Energieimporte skeptisch gegenüber und 
begründet das mit der Gefahr einer weiteren Steige-
rung der bereits hohen Verbraucherpreise. Russland 
habe insbesondere beim Gas eine große Verhand-
lungsmacht, so dass der Zoll hauptsächlich von der 
EU getragen werde, da die Nachfrage unelastisch sei. 
Einige Ökonominnen und Ökonomen lehnen einen 
Zoll ab, da dieser nicht weit genug gehe und fordern 
stattdessen ein komplettes Einstellen der Zahlungen 
an Russland. Mit »Weiß nicht« antworten 7%.

REFERENZEN 
Arriola C., S. Guilloux-Nefussi, S.-H. Koh, P. Kowalski, E. Rusticelli und 
F. Van Tongeren (2020), »Efficiency and Risks in Global Value Chains 
in the Context of Cobid-19«, OECD Economics Department Working 
Papers Nr. 1637.

Baldwin, R. und R. Freeman (2022), »Risks and Global Supply Chains: 
What We Know and What We Need to Know«, Annual Review of Econo-
mics 14, im Erscheinen.

Baur, A. und L. Flach (2022a), »Die Globalisierung als Sündenbock? Inter-
nationale Lieferketten in der Corona-Pandemie«, ifo Schnelldienst 75(1), 
3–8.

Baur, A. und L. Flach (2022b), »Deutsch-chinesische Handelsbeziehun-
gen: Wie abhängig ist Deutschland vom Reich der Mitte?«, ifo Schnell-
dienst 75(4), 56–65.

Bonadio B., Z. Huo, A. Levchenko und N. Pandalai-Nayar (2021), »Global 
Supply Chains in the Pandemic«, Journal of International Economics 133, 
103534.

Caselli,F., M. Koren, M. Lisicky und S. Tenreyro (2020), »Diversification 
Through Trade«, Quarterly Journal of Economics 135(1), 449–502.

Chaney, E., C. Gollier, T. Philippon und R. Portes (2022), »Economics 
and Politics of Measures to Stop Financing Russian Aggression against 
Ukraine «, VoxEU.org, verfügbar unter: https://voxeu.org/article/
economics-and-politics-measures-stop-financing-russian-aggressi-
on-against-ukraine. 

D’Aguanno, D., O. Davies, A. Dogan, R. Freeman, S. Lloyd, D. Reinhardt, 
R. Sajedi und R. Zymek (2021), »Global Value Chains, Volatility and Safe 
Openness: Is Trade a Double-edged Sword? «, Bank of England Financial 
Stability Paper Nr. 46.

Fadinger, H. und J. Schymik (2022), »So sollte die EU mit russischen 
Energieimporten umgehen«, Frankfurter Allgemeine Zeitung (71), 21.

Flach, L., J. Gröschl, M. Steininger, F. Teti und A. Baur (2021), Internatio-
nale Wertschöpfungsketten – Reformbedarf und Möglichkeiten, Studie im 
Auftrag der Konrad-Adenauer-Stiftung e. V., Berlin.

Gros, D. (2022), »Die intelligenteste EU-Sanktion gegenüber Russland«,  
Project Syndicate, verfügbar unter:  
https://www.project-syndicate.org/commentary/eu-impose-spe-
cial-import-tariff-on-russian-gas-and-oil-by-daniel-gros-2022-03/
german. 

Hausmann, R. (2022), »The Case for a Punitive Tax on Russian Oil«,  
Project Syndicate, verfügbar unter:  
https://www.project-syndicate.org/commentary/
case-for-punitive-tax-on-russian-oil-by-ricardo-hausmann-2022-02.

Wissenschaftlicher Beirat beim Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz (2022), Menschenrechte und unternehmerische Sorgfalts-
pflichten, verfügbar unter: https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pub-
likationen/Ministerium/Veroeffentlichung-Wissenschaftlicher-Beirat/
gutachten-menschenrechte-und-unternehmerische-sorgfaltspflichten.
pdf?__blob=publicationFile&v=20.

https://voxeu.org/article/economics-and-politics-measures-stop-financing-russian-aggression-against-ukraine
https://voxeu.org/article/economics-and-politics-measures-stop-financing-russian-aggression-against-ukraine
https://voxeu.org/article/economics-and-politics-measures-stop-financing-russian-aggression-against-ukraine
https://www.project-syndicate.org/commentary/eu-impose-special-import-tariff-on-russian-gas-and-oil-by-daniel-gros-2022-03/german
https://www.project-syndicate.org/commentary/eu-impose-special-import-tariff-on-russian-gas-and-oil-by-daniel-gros-2022-03/german
https://www.project-syndicate.org/commentary/eu-impose-special-import-tariff-on-russian-gas-and-oil-by-daniel-gros-2022-03/german
https://www.project-syndicate.org/commentary/case-for-punitive-tax-on-russian-oil-by-ricardo-hausmann-2022-02
https://www.project-syndicate.org/commentary/case-for-punitive-tax-on-russian-oil-by-ricardo-hausmann-2022-02
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Ministerium/Veroeffentlichung-Wissenschaftlicher-Beirat/gutachten-menschenrechte-und-unternehmerische-sorgfaltspflichten.pdf?__blob=publicationFile&v=20
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Ministerium/Veroeffentlichung-Wissenschaftlicher-Beirat/gutachten-menschenrechte-und-unternehmerische-sorgfaltspflichten.pdf?__blob=publicationFile&v=20
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Ministerium/Veroeffentlichung-Wissenschaftlicher-Beirat/gutachten-menschenrechte-und-unternehmerische-sorgfaltspflichten.pdf?__blob=publicationFile&v=20
https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Publikationen/Ministerium/Veroeffentlichung-Wissenschaftlicher-Beirat/gutachten-menschenrechte-und-unternehmerische-sorgfaltspflichten.pdf?__blob=publicationFile&v=20

